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ZEITINKONSISTENTES VERHALTEN ERSCHWERT 
DIE EINHALTUNG INTERNATIONALER ABKOMMEN 

Das grundsätzliche Problem bei der Einhaltung inter-
nationaler Abkommen ist, dass zuvor getroffene Ent-
scheidungen heute nicht mehr zu optimalen Ergeb-
nissen führen müssen; politische Entscheidungen 
können somit zeitinkonsistent sein (vgl. Kydland and 
Prescott 1977, Barro and Gordon 1983). Dies liegt 
beispielsweise an Wahlen, die in einer Demokratie 
regelmäßig gewonnen werden müssen, oder auch 
an Entscheidungen anderer Regierungen, die früher 
getroffene Vereinbarungen ex post nicht mehr opti-
mal erscheinen lassen – auch wenn sie dies langfris-
tig möglicherweise sind. Wissenschaftler haben diese 
Problematik im Kontext von internationalen Klima-
abkommen (vgl. Hovi et al. 2009; Barrett und Stavins 
2003), Abkommen zur Vermeidung von Ölverschmut-
zungen durch Tanker auf See (vgl. Mitchell 1994), Ver-
boten von Kapitalmarktkontrollen (Simmons 2000), 
internationalen Gesetzen gegen Menschenhandel 
(Cho und Vadlamannati 2012) oder Verträgen zur Ein-
haltung von Menschenrechten (Keith 1999; Hatha-
way 2002; Neumayer 2005) erforscht. Das Ergebnis: 
Politische Prozesse, mit der Einhaltung verbundene 
Kosten, positive Anreize, Akzeptanz der Abkommen, 
Transparenz und Nachvollziehbarkeit über deren Ein-
haltung sowie Reputationserwägungen beeinflussen, 
ob internationale Verträge eingehalten werden.  

Der Effekt von Regierungswechseln auf das Ein-
halten von internationalen Abkommen wurde bis-
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Evidenz zum NATO-Zwei-Prozent-Ziel1

Beim Vereinbaren von internationalen Abkommen und Verträgen haben nationale Regie-
rungen ein Selbstbindungsproblem: Sie sagen ihren Regierungspartnern aus anderen 
Ländern zu, dass sich ihr Heimatland in der Zukunft an heute vereinbarte internationale 
Abkommen und Verträge halten wird. Doch wissen die demokratisch gewählten Regie- 
rungen gar nicht, ob sie in Zukunft noch im Amt sind und sich an die vereinbarten interna-
tionalen Abkommen und Verträge halten können. Vielmehr könnten sie im Heimat- 
land abgewählt werden, und die Nachfolgeregierung hält von den Vereinbarungen über-
haupt nichts. In einer neuen Studie haben wir untersucht, ob Länder mit deutlichen  
Regierungswechseln das Zwei-Prozent-Ziel der NATO weniger zielstrebig umsetzen als  
Länder, in denen es keine Regierungswechsel gab (Blum und Potrafke 2019).

lang nicht untersucht. Das 2014 von allen Staats- und 
Regierungschefs der NATO beschlossene Zwei-Pro-
zent-Ziel der NATO ist seit dem wachsenden Konflikt 
mit Russland und der Kenntnis über den desolaten 
Zustand der Bundeswehr verstärkt in die öffentliche 
Wahrnehmung gerückt und bietet sich als Untersu-
chungsgegenstand hierfür besonders an.

DAS NATO-ZWEI-PROZENT-ZIEL SOLL TRITTBRETT-
FAHREN INNERHALB DER ALLIANZ VERHINDERN

Schon seit den frühen Jahren der NATO wird unter den 
Mitgliedstaaten die Problematik des Trittbrettfahrens 
auf Kosten der größeren und mächtigeren Verbünde-
ten, vorrangig der Vereinigten Staaten, diskutiert. Auf-
grund der Nicht-Rivalität von nuklearer Abschreckung 
und gemeinsamer Verteidigung im Bündnisfall sowie 
der Tatsache, dass Partner innerhalb dieses Bünd-
nisses nicht von diesen Vorzügen ausgeschlossen 
werden können, stellen Verteidigungsausgaben ein 
öffentliches Gut innerhalb der NATO dar (vgl. Olson 
und Zeckhauser 1966). Die Bereitstellung öffentlicher 
Güter führt zu Marktversagen und Trittbrettfahrer-
problematiken, so dass das öffentliche Gut nur unter-
halb seines Pareto-optimalen Niveaus bereitgestellt 
wird. Bündnispartner profitieren allerdings nicht von 
allen Elementen der Verteidigungsausgaben eines 
Landes; somit sind diese Ausgaben teilweise auch pri-
vate Güter. Wissenschaftler sind daher der Frage nach-
gegangen, inwieweit die Verteidigungsausgaben von 
NATO-Partnern Substitute oder Komplemente sind 
und es tatsächlich zum Trittbrettfahren innerhalb der 
Nato kommt (vgl. Murdoch und Sandler 1984; Oneal 

1 Wir danken unserem Praktikanten Philip Kapitzke für die exzellen-
te Unterstützung bei der Erstellung dieses Artikels.
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1990; Sandler 1993; Hartley 
und Sandler 1999; Plümper 
und Neumayer 2015; George 
und Sandler 2018).

Ein Ziel von 2% Verteidi-
gungsausgaben am Brutto-
inlandsprodukt (BIP) wurde 
auf dem NATO-Gipfel in Prag 
2002 erstmals konkret für 
Beitrittsländer diskutiert und 
auf dem NATO-Gipfel in Riga 
vier Jahre später auch für Mit-
gliedsländer.2 Die russische 
Annexion der Krim im März 
2014 sowie der Konflikt in der 
Ostukraine zeigten eine verän-
derte Sicherheitslage für die 
NATO-Länder gegenüber Russ-
land auf. Auch unter diesem 
Eindruck wurde auf dem NATO-Gipfel im September 
2014 in Wales schließlich für alle NATO-Mitgliedstaa-
ten bindend festgeschrieben, bis zum Jahre 2024 ein 
Ausgabenziel von 2% des BIP erreicht zu haben. 

Da es sich bei der NATO um eine konsensbasierte, 
zwischenstaatliche und keine Organisation mit über-
staatlicher Gerichtsbarkeit (wie beispielweise die EU) 
handelt, sind Sanktionen im Falle der Nichteinhaltung 
des Zwei-Prozent-Ziels nicht vorgesehen. Der Weg zu 
den 2% und die Einhaltung des Zwei-Prozent-Ziels im 
Jahr 2024 ist überprüfbar und transparent, da sowohl 
die NATO als auch andere Organisationen wie bei-
spielsweise das Internationale Friedensforschungs-
institut in Stockholm (SIPRI) Verteidigungsausgaben 
erfasst. Doch die tatsächliche Einhaltung ist alles 
andere als sicher: Länder, die noch weit von den 2% 
entfernt sind, kritisieren oftmals, dass ein rein quanti-
tativer und monetärer Indikator unzureichend sei, um 
den Beitrag eines Landes zum Verteidigungsbündnis 
zu messen. In den Vereinigten Staaten von Amerika 
wiederum, die auf dem Zwei-Prozent-Ziel bestehen 
und dieses bereits erfüllen, entfällt ein beträchtlicher 
Teil der Verteidigungsausgaben auf Aktivitäten im 
Pazifik, welche für die europäischen Bündnispartner 
kaum eine Rolle spielen. Ländern unterhalb der 2%  
ist dagegen auch bewusst, dass höhere Militäraus- 
gaben oftmals unpopulär sind und öffentliche Aus-
gaben in anderen Bereichen dafür reduziert wer-
den müssen, wenn die gesamten Staatsausgaben 
nicht außerordentlich steigen sollen. Da negative An- 
reize wie Sanktionen im Falle der Nichteinhaltung 
des Zwei-Prozent-Ziels nicht bestehen, ist es frag-
lich, inwieweit sich Regierungen an dieses Ausga- 
benziel halten, wenn dieses unter der Vorgängerregie-
rung vereinbart wurde.

2 Die Höhe von 2% war hier vermutlich an das Ausgabeniveau von 
Beitrittsländern wie Polen und Tschechien beim Beitritt 1999 oder 
Bulgarien und Rumänien bei deren Beitritt 2004 angelehnt. Zudem 
waren 2% des BIP ungefähr das Niveau, mit dem viele NATO-Länder 
– unter anderem auch Deutschland – den Kalten Krieg erfolgreich 
beendet hatten.

WER 2024 BEI ZWEI PROZENT SEIN WILL,  
MUSS HEUTE SEINE AUSGABEN ERHÖHEN

Faktisch kann die Einhaltung des Zwei-Prozent-Ziels 
gemäß den Beschlüssen vom September 2014 erst im 
Jahr 2024 überprüft werden. Insbesondere für Länder 
weit unterhalb der Zwei-Prozent-Marke ist der Aufrüs-
tungsprozess allerdings ein langfristiger, sofern man 
auch jenseits von 2024 das Zwei-Prozent-Ziel erfül-
len will. Seit 2014 lässt sich daher ein Anstieg der Ver-
teidigungsausgaben für die meisten Länder, welche 
noch unterhalb Zwei-Prozent-Ziels sind, beobachten. 
Durchgehend über 2% liegen bisher nur Griechen-
land, das Vereinigte Königreich und die Vereinigten 
Staaten; seit 2014 haben diese ihre Verteidigungs-
ausgaben eher konstant gehalten. Estland und Polen 
durchbrachen die Zwei-Prozent-Marke im Jahr 2015 
(wenngleich Polen diese Marke im Jahr 2017 wieder 
unterbot). Lettland, Litauen und Rumänien steigerten 
nach 2014 ihre Militärausgaben von damals um 1% 
des BIP drastisch und dürften 2018 die Zwei-Prozent-
Marke fast erreicht haben (vgl. Abb. 1).3 Während die 
durchschnittlichen Wachstumsraten der Militäraus-
gaben der einzelnen NATO-Staaten bis 2014 noch 
negativ waren, so sind diese seit 2015 positiv. Im Jahr 
2015 hatten noch ebenso viele Länder ihre Verteidi-
gungsausgaben erhöht wie gesenkt (jeweils 13 Staa-
ten). Im Jahr 2016 war das Verhältnis der Länder, die 
ihre Verteidigungsausgaben erhöhten, zu denen, die 
sie senkten, bereits 14 zu zehn; dieses Verhältnis ver-
änderte sich 2017 weiter zu 17 zu zehn und lag 2018 
vermutlich bei 21 zu vier. 

Wie unterscheiden sich allerdings die Wachstums-
raten der Staaten, in denen es seit dem NATO-Gipfel 
vom September 2014 zu Regierungswechseln kam, zu 
den Staaten, in denen die Regierung, die das Zwei-
3 Länder in Nachbarschaft zu Russland, insbesondere die balti-
schen Staaten, dürften ihre Militärausgaben erstrangig aufgrund der 
Aggressionen Russlands seit 2014 erhöht haben und weniger auf-
grund des Zwei-Prozent-Ziels. Im Regressionsmodell haben wir dafür 
kontrolliert.  
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Prozent-Ziel im September 2014 beschlossen hat, 
noch im Amt ist? 

ZAHLREICHE REGIERUNGEN VOM SEPTEMBER 
2014 SIND BEREITS NICHT MEHR IM AMT

Die parteipolitische Zusammensetzung von Regie-
rungen messen wir mit dem Indikator von Potrafke 
(2009), der die Werte 1 und 2 für rechte, 3 für Regierun-
gen der politischen Mitte und 4 und 5 für linke Regie-
rungen annimmt. Wir unterscheiden zwischen kleinen 
Regierungswechseln, bei denen die Differenz des Indi-
kators zwischen der alten und der neuen Regierung 
einen Punkt beträgt (beispielsweise ein Wechsel von 
einer Regierung der Mitte zu einer linken Regierung) 
und großen Regierungswechseln, bei denen die Diffe-
renz des Indikators der alten und der neuen Regierung 
mindestens zwei Punkte beträgt (beispielsweise ein 
Wechsel von einer rechten zu einer linken Regierung). 
Zu erwarten ist, dass sich insbesondere neue Regie-
rungen nach großen Regierungswechseln eher nicht 
an Vereinbarungen der Vorgängerregierung halten: 
Hier sind die programmatischen Unterschiede zwi-
schen alter und neuer Regierung schließlich beson-
ders groß. Bei kleineren Regierungswechseln sollte 
der Effekt geringer sein. Von einer Regierung, die sich 
beim NATO-Gipfel in Wales 2014 für das Einhalten des 
Zwei-Prozent-Ziels ausgesprochen hat und bis heute 
nicht abgewählt wurde, kann am ehesten erwartet 
werden, dass sie sich nach Kräften für die Einhaltung 
des Zwei-Prozent-Ziels einsetzt. 

Unabhängig vom Umstand eines Regierungs-
wechsels an sich könnte auch eine Rolle spielen, ob 
eine rechte eine linke Regierung ablöst oder umge-
kehrt. Zu erwarten ist, dass rechte Regierungen höhere 
Verteidigungsausgaben tätigen als linke Regierungen, 
weil sie dem Militär ideologisch näherstehen als linke 
Regierungen. Die empirische Evidenz zum Effekt von 
Regierungsideologie auf Verteidigungsausgaben ist 
jedoch gemischt (vgl. z.B. Potrafke 2011; Kauder und 

Potrafke 2016; Bove et al. 2017, Nordvang 2018 sowie 
Potrafke 2017 und 2018 für Übersichtsartikel zu Effek-
ten von Regierungsideologie in Industrieländern). Wir 
kontrollieren in unserem ökonometrischen Modell für 
Regierungsideologie.

REGIERUNGSWECHSEL HABEN EINEN  
NEGATIVEN EINFLUSS AUF DIE WACHSTUMSRATEN 
DER VERTEIDIGUNGSAUSGABEN

In unserem Datensatz für 27 NATO-Staaten4 gab es 
insgesamt zehn kleine und sieben große Regierungs-
wechsel seit dem NATO-Gipfel im September 2014. 
Die großen Regierungswechsel traten in Dänemark, 
Kanada, Kroatien, Portugal, Spanien, den Vereinig-
ten Staaten und Italien auf. Die Vereinigten Staaten 
sind das einzige Land im Beobachtungszeitrum mit 
einem großen Regierungswechsel, welches bereits 
heute mehr als 2% seines BIP für Verteidigung ausgibt. 
Abbildung 2 zeigt Beobachtungen für Länder ober-
halb von 2% Verteidigungsausgaben, unterhalb des 
Zwei-Prozent-Ziels ohne jeglichen Regierungswech-
sel sowie mit entweder kleinem oder großem Regie-
rungswechsel: Die Wachstumsrate der Verteidigungs-
ausgaben für Länder unterhalb des Zwei-Prozent-
Ziels betrug im Durchschnitt 6,1% in Ländern ohne 
jeglichen Regierungswechsel, 3,8% in Ländern nach 
kleinem Regierungswechsel und 0,9% in Ländern mit 
großem Regierungswechsel. Diese Mittelwerte deu-
ten darauf hin, dass sich neue Regierungen, die par-
teipolitisch besonders wenig mit der Vorgängerregie-
rung zu tun hatten, mit geringerer Wahrscheinlichkeit 
an das Zwei-Prozent-Ziel halten, als Regierungen, die 
beim Gipfel in Wales zugestimmt haben und danach 
noch einige Jahre im Amt waren. 

Neben einem unkonditionierten Mittelwertver-
gleich haben wir den Effekt kleiner und großer Regie-
rungswechsel in einem multivariaten Panelregres-
sionsmodell getestet. Basis hierfür bieten Studien, 
die Nachfragefunktionen für Militärausgaben schät-

zen (vgl. hierzu Dunne und 
Perlo-Freeman 2003; Collier 
und Hoeffler 2007; Albalate et 
al. 2012 sowie Blum 2018 und 
2019). Als Kontrollvariablen 
haben wir daher kriegerische 
Konflikte, interne Bedrohungs-
lagen und die Nähe zu Russ-
land – insbesondere seit dem 
Krim-Konflikt – berücksichtigt 
und auch für sozioökonomi-
sche und fiskalpolitische Fak-
toren kontrolliert. Das Ergeb-
nis: Auch bei Berücksichtigung 
zahlreicher weiterer Faktoren, 
4 Island verfügt über keine eigenen 
Streitkräfte, Montenegro wurde erst im 
Juni 2017 in die NATO aufgenommen. 
Beide Länder wurden in der Analyse 
daher nicht berücksichtigt.
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die die Militärausgaben eines Staates determinieren, 
ergibt sich ein statistisch signifikanter Zusammen-
hang zwischen großen Regierungswechseln und dem 
Bestreben, das Zwei-Prozent-Ziel zu erreichen. 

INTERNATIONALE ABKOMMEN BENÖTIGEN 
ANREIZE, DAMIT SIE EINGEHALTEN WERDEN

Internationale Vereinbarungen und Abkommen müs-
sen derart gestaltet sein, dass die Einhaltung auch 
nach Regierungswechseln noch anreizkompatibel ist. 
Dies ist besonders heikel in zwischenstaatlichen Orga-
nisationen wie der NATO, da Vereinbarungen hier nicht 
dergestalt bindend sind, dass sie bei Nichteinhaltung 
Sanktionen nach sich ziehen. Zukünftige Forschung 
sollte daher Vorschläge erarbeiten, wie sichergestellt 
werden kann, dass sich nationale Regierungen an von 
ihnen unterzeichnete internationale Abkommen auch 
tatsächlich halten.
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